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Kommentar Beweislast: Die Entscheidung darf keinesfalls da-
hingehend missverstanden werden, dass bei „nachträglichen“ 
Abreden im Übergabeprotokoll stets eine Vermutung für eine 
Individualvereinbarung besteht. Nach Auffassung des Gerichts 
kam es hier offensichtlich auf die – Mehrfachverwendungsab-
sicht an (§ 305 Abs. 1 Satz 1 BGB), die vorliegend vom Mieter 
zu beweisen war. Das setzt allerdings den (vom Gericht nicht 
erörterten) Umstand voraus, dass es um eine „private“ Vermie-
tung ging. Denn bei einem unternehmerischen Wohnraum-
vermieter hätte gemäß § 310 Abs. 3 Nr. 2 BGB die Einmalver-
wendung gereicht. Diesem hätte dann der (i.d.R. schwer zu 
führende) Beweis dafür oblegen, dass es sich um eine „im Ein-
zelnen ausgehandelte“ Individualvereinbarung handelt (§ 305 
Abs. 1 Satz 3 BGB), vgl. Kappus, NZM 2010, 529 – Info M 2010, 
330 f. (Aufsatzbesprechung); ähnlich LG Berlin, 23.2.2010 – 63 
S 290/09 – Info M 2010, 431 (Zühlke): Endrenovierungspfl icht 
im Rückgabeprotokoll nur tatsächliche Feststellung. Gleiches 
gilt auch für Privatvermieter, wenn die Anwendungsvoraus-

setzungen des § 305 Abs. 1 Satz 1 BGB (Vorformulierung, 
Mehrfachverwendungsabsicht, „Stellen“) unstreitig oder be-
wiesen sind.

Kommentar Beweisführung: Auch hinsichtlich der Beweis-
führung hat der Vermieter hier Glück gehabt. Das LG besinnt 
sich zu Recht auf in der Praxis zu oft vernachlässigte prozessu-
ale Grundsätze. Denn Behauptungen oder Bestreiten „ins Blaue 
hinein“ sind prozessual unbeachtlich, § 138 ZPO. Der Mieter 
hätte ggf. bereits in Vorbereitung des Prozesses erster Instanz 
bei Nachbarn oder ehemaligen Mietern nachfragen und sich 
nach Möglichkeit Kopien von deren Übergabeprotokollen be-
schaffen sollen. 

Der Fall: Der Mitte Februar 2000 unterzeichnete Formularmiet-
vertrag enthält eine laufende Renovierungspfl icht nach starrem 
Fristenplan und eine Endrenovierungsklausel. Bei Übergabe der 
Wohnung Anfang März 2000 unterzeichnen die Parteien ein 
maschinenschriftliches Übergabeprotokoll, das folgende Rege-
lung enthält:

„Herr X übernimmt vom Vormieter die Wohnung im renovierten 
Zustand. Er verpfl ichtet sich, dem Vermieter gegenüber, die Woh-
nung ebenfalls im renovierten Zustand zu übergeben.“ 

Nach Vertragsende verlangt der Vermieter Ersatz der Kosten für 
die vom Mieter verweigerte Renovierung. Amts- und Landge-
richt Hannover halten sämtliche Renovierungsvereinbarungen 
für unwirksam und weisen die Klage ab. Der BGH hebt das Ur-
teil des LG auf und verweist zurück, vgl. BGH, 14.1.2009 – VIII 
ZR 71/08 – Info M 2009, 63 (Both). Begründung: Schließen 
die Parteien nach Abschluss des Mietvertrags noch eine Indivi-
dualvereinbarung zu den Schönheitsreparaturen, so muss diese 
sich nicht an den AGB-rechtlichen Grundsätzen – insbesonde-
re zum „Summierungseffekt“ – messen lassen. Auch eine Ge-
samtnichtigkeit nach § 139 BGB wegen Nichtigkeit der (ur-
sprünglichen) Formularklauseln kommt nicht in Betracht. Für 
die Wirksamkeit der (nachträglichen) Klausel im Übergabepro-
tokoll komme es somit darauf an, ob sie individuell vereinbart 
wurde (dann wirksam) oder formularmäßig (dann unwirksam 
nach § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB). Hierzu habe das LG weitere 
Feststellungen zu treffen. 
Im Nachgang zur BGH-Entscheidung behauptet der Mieter, der 
Vermieter habe „sämtlichen Vormietern immer dieselben Woh-

nungsübergabeprotokolle vorgelegt“. Dazu benennt er seinen 
direkten Vormieter Y. als Zeugen. 

§ 305 bGb Einbeziehung allgemeiner Geschäftsbedingungen 
 in den Vertrag

(1) Allgemeine Geschäftsbedingungen sind alle für eine Vielzahl 
von Verträgen vorformulierten Vertragsbedingungen, die eine 
Vertragspartei (Verwender) der anderen Vertragspartei bei 
Abschluss eines Vertrages stellt. […]. Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen liegen nicht vor, soweit die Vertragsbedingungen 
zwischen den Vertragsparteien im Einzelnen ausgehandelt sind.

§ 310 bGb Anwendungsbereich

(3) Bei Verträgen zwischen einem Unternehmer und einem 
Verbraucher (Verbraucherverträge) fi nden die Vorschriften dieses 
Abschnitts mit folgenden Maßgaben Anwendung: […]
2. § […] 307 […] dieses Gesetzes […] fi nden auf vorformulierte 
Vertragsbedingungen auch dann Anwendung, wenn diese nur 
zur einmaligen Verwendung bestimmt sind […]

Die Entscheidung: Das LG Hannover gibt dem Vermieter Recht. 
Es sei davon auszugehen, dass es sich bei der im Übergabepro-
tokoll übernommenen Endrenovierungspfl icht um eine – wirk-
same – nachträgliche Individualvereinbarung handele. Denn 
dem Mieter sei der ihm obliegende Beweis für seine Behaup-
tung, dass der Vermieter „sämtlichen Vormietern immer die-
selben Wohnungsübergabeprotokolle vorgelegt“ hat, nicht ge-
lungen. Bei diesem Vortrag handele es sich ersichtlich um eine 
Behauptung „ins Blaue hinein“ in Reaktion auf die Entschei-
dung des BGH ohne „tatsächliche Anknüpfungstatsache“. Für 
eine solche Behauptung habe der Vormieter das Protokoll des 
Mieters nämlich gesehen haben müssen, was nicht vorgetra-
gen oder sonst ersichtlich sei. Der angebotene Zeugenbeweis 
sei daher nicht zu erheben.  

Schönheitsreparaturen: Wann ist eine Endrenovierungsklausel im 
Übergabeprotokoll wirksam?

Eine Endrenovierungsklausel im nach Mietvertragsabschluss gefertigten Übergabeprotokoll ist wirksam, 
wenn sie individuell vereinbart wurde. Davon ist auszugehen, wenn dem Mieter der Beweis für die 
Anwendungsvoraussetzungen des AGB-Rechts nicht gelingt (hier: “ins Blaue hinein“ behauptete 
Mehrfachverwendung). 
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